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Beschluss 
zugleich  

Ladung zur Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
 
I. Beschluss: 
 
Hiermit wird die 

      „Vereinfachte Flurbereinigung Ströhen-Süd“ 
 
gemäß § 86 Abs. 1 Nr. 1 und 3 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), angeordnet und das Flurbereinigungsgebiet festgestellt.  
 
Das Verfahrensgebiet befindet sich in der Gemeinde Wagenfeld.  
 
Das Flurbereinigungsgebiet hat eine Größe von rd. 1880 ha. 
 
Die Flurstücke, die der Flurbereinigung unterliegen, sind im Verzeichnis der Verfahrensflur-
stücke alter Bestand aufgeführt. Das Verzeichnis der Verfahrensflurstücke alter Bestand ist 
Bestandteil dieses Beschlusses. Die Grenze des Flurbereinigungsgebietes ist in einer Ge-
bietskarte nachrichtlich dargestellt.  
 
Der vollständige Beschluss mit dem Verzeichnis der Verfahrensflurstücke, der Gebietskarte 
und einem Auszug aus dem Flurbereinigungsgesetz (§§ 34, 85 und 154 FlurbG) können von 
den Beteiligten bei der 
 
Gemeinde Wagenfeld, Pastorenkamp 25, 49419 Wagenfeld 
und dem 
Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser, Geschäftsstelle Sulingen,   
Galtener Straße 16, 27232 Sulingen 
 
während der jeweils üblichen Sprechzeiten, sowie nach besonderer Vereinbarung, zwei Wo-
chen lang nach der Bekanntmachung eingesehen werden.  
 
Die Unterlagen können auch auf der Internetseite des Amtes für regionale Landesentwick-
lung Leine-Weser unter:  
 
www.arl-lw.niedersachsen.de/bekanntmachungen/ 
 
eingesehen werden.   
 
Die Eigentümer der zum Verfahren gehörenden Grundstücke sowie die den Eigentümern 
gleichstehenden Erbbauberechtigten bilden die Teilnehmergemeinschaft, die mit dem Flur-
bereinigungsbeschluss als Körperschaft des öffentlichen Rechts entsteht. Die Teilneh-
mergemeinschaft führt die Bezeichnung  
 

„Teilnehmergemeinschaft der Vereinfachten Flurbereinigung Ströhen-Süd“ 
und hat ihren Sitz in Ströhen. 
 

http://www.arl-lw.niedersachsen.de/bekanntmachungen/
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Dieser Beschluss ist sofort vollziehbar, § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt ge-
ändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1151). 
 
Begründung  
 
Auf Grundlage umfangreicher Vorplanungen wird die Vereinfachte Flurbereinigung Ströhen-
Süd mit Zielsetzung einer allgemeinen Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingun-
gen in der Landwirtschaft sowie der Auflösung von Konflikten zwischen Landwirtschaft und 
öffentlichen Nutzungsansprüchen angeordnet (§ 86 Abs.1 Nr.1 und Nr.3 Flurbereinigungsge-
setz (FlurbG). Insbesondere sollen Maßnahmen der Agrarstrukturverbesserung, der natur-
nahen Entwicklung von Gewässern, der Wiedervernässung von Hochmoorbereichen sowie 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ermöglicht oder ausgeführt werden. 

Zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen sollen der ländliche Grundbe-
sitz zusammengelegt und die landwirtschaftlichen Bewirtschaftungseinheiten günstig ausge-
staltet werden sowie die Erschließungsverhältnisse durch Neuordnung und Ausbau des 
Wegenetzes für den modernen landwirtschaftlichen Verkehr verbessert werden.   

Das Verfahrensgebiet soll im Weiteren durch Maßnahmen zur Sicherung eines leistungsfä-
higen Naturhaushaltes im Einklang mit landwirtschaftlichen und ökologischen Belangen ge-
staltet werden. 

Darüber hinaus soll das Flurbereinigungsverfahren dazu beitragen, konkurrierende Nut-
zungsansprüche insbesondere zwischen Landwirtschaft und Natur-/Landschaftsschutz bzw. 
zwischen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft zu entflechten.  
 

Schließlich soll mit diesem Verfahren auch zur Erreichung weiterer Ziele beigetragen wer-
den: 

- Wiedervernässung und Renaturierung des Hespeloher und Löher Moores durch Zurück-
halten des Oberflächenwassers und Herstellung einer nassen Halboffen- bzw. Offen-
landschaft als Lebensraum für hochmoortypische Pflanzen und Tiere  

- Unterstützung von Vorhaben zur Umgestaltung der Großen Aue 

- Unterstützung von Vorhaben zur Grünlandextensivierung im NSG Steinbrinker / Ströhe-
ner Masch  

- Gestaltung von Natur und Landschaft durch linienhafte und flächige Landschafts-
elemente wie Baumreihen, Gehölz- und Sukzessionsstreifen und Extensivgrünlandflä-
chen mit Feuchtbiotopen 

- Förderung der gemeindlichen Entwicklungsziele bei der Erschließung der Feldmark für 
den „sanften“ Tourismus und die Naherholung 

- Berücksichtigung gemeindlicher Erfordernisse im Rahmen von Planung und Ausführung 
von Flurbereinigungsmaßnahmen 

 

Die voraussichtlich beteiligten Grundeigentümer sind am 10. Oktober 2018 gemäß § 5 Abs.1 
FlurbG ausführlich über das geplante Verfahren sowie die Grundsätze der Kostentragung 
aufgeklärt und gehört worden. Die nach § 5 Abs. 2 und 3 FlurbG zu hörenden Gemeinden, 
Behörden und Dienststellen, insbesondere die landwirtschaftliche Berufsvertretung, haben 
gegen die Einleitung des Verfahrens keine Bedenken geäußert. 

Die Voraussetzungen für die Einleitung der Vereinfachten Flurbereinigung Ströhen-Süd sind 
gegeben. 

Nach Freigabe des Flurbereinigungsverfahrens Ströhen-Süd zur Verfahrenseinleitung ist 
nunmehr das Genehmigungsverfahren nach § 41 FlurbG zu beschleunigen, um die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für einen frühzeitigen Ausbaubeginn der Maßnahmen 
der Teilnehmergemeinschaft sowie der Maßnahmen Dritter zu erreichen. Die Mitwirkung der 
Organe der Teilnehmergemeinschaft bei der Aufstellung des Planes über die gemeinschaftli-
chen und öffentlichen Anlagen (Plan nach § 41 FlurbG) ist dafür unabdingbar. Mit dem früh-
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zeitigen Ausbau verknüpft sich die im öffentlichen Interesse liegende, vorteilhafte fiskalische 
Abwicklung der Vereinfachten Flurbereinigung Ströhen-Süd. 

Die Investitionen in den Wirtschaftswegebau der vereinfachten Flurbereinigung Ströhen-Süd 
sind zu rund 75% durch Zuwendungen der öffentlichen Hand zu finanzieren. Diese setzen 
sich aus Gemeinschaftsaufgabemitteln (Bund, Land) und Geldern der EU zusammen, die 
durch das Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser gewährt werden.  

Da die weitere Entwicklung der Haushalte nicht absehbar ist, sind zur Sicherung der Finan-
zierung die planungsrechtlichen Voraussetzungen jetzt zu schaffen. 

Um darüber hinaus die Gesamtplanung, und damit die Verfahrensziele, nicht zu gefährden 
und die erheblichen wirtschaftlichen Vorteile für die landwirtschaftlichen Betriebe wie für die 
Allgemeinheit kurzfristig zu erreichen, ist der Ausbau möglichst früh zu realisieren.  

Dementsprechend sind das öffentliche Interesse sowie das überwiegende Interesse der 
Teilnehmer an der sofortigen Vollziehung des Flurbereinigungsbeschlusses mit den finanziel-
len Bedürfnissen der Allgemeinheit für die vereinfachte Flurbereinigung Ströhen-Süd be-
gründet (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)). Das private Interesse 
möglicher Widerspruchsführer an der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen hat 
demgegenüber zurückzutreten. 
 
 
Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums 
 
Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungs-
planes gelten folgende Einschränkungen:  
 
- in der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbe-

hörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschafts-
betrieb gehören, § 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG; 

- Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zu-
stimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder 
beseitigt werden, § 34 Absatz 1 Nr. 2 FlurbG; 

- Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen 
nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, insbesondere des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbe-
reinigungsbehörde beseitigt werden, § 34 Absatz 1 Nr. 3 FlurbG. 

   
Sind entgegen den Vorschriften des § 34 Absatz 1 Nr. 1 und 2 FlurbG Änderungen vorge-
nommen oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungs-
verfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand 
gem. § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist.  
 
Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift des § 34 Absatz 1 Nr. 3 FlurbG vorgenommen worden, 
so muss die Flurbereinigungsbehörde Ersatzanpflanzungen anordnen, § 34 Abs. 3 FlurbG.  
 
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Ausführungsanordnung be-
dürfen Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung überstei-
gen, der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde, § 85 Nr. 5, 1. Halbsatz FlurbG.  
 
Sind Holzeinschläge entgegen der Vorschrift des § 85 Nr. 5 FlurbG vorgenommen worden, 
so kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt hat, die 
abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder 
ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat, § 85 Nr. 6 FlurbG. 
 
 
Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte   
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Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung in dieser Flurbe-
reinigung berechtigen können, sind innerhalb von drei Monaten bei der Flurbereinigungsbe-
hörde anzumelden. 
 
Es kommen insbesondere in Betracht: 
a) Rechte von Wasser- und Bodenverbänden, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet 

räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird; 
b) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder 

von Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur 
Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke be-
schränken (z. B. Pacht-, Miet- o. ä. Rechte); 

c) im Grundbuch nicht eingetragene Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken, insbesondere Hutungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserlei-
tungsgerechtigkeiten, Wege-, Wasser- oder Fischereirechte usw., die vor dem 01.01.1900 
begründet sind und deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften; 

d) Rechte an solchen (zuvor unter c) bezeichneten) Rechten; 
e) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskatas-

ter übernommen sind.  
 
 
Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann die Flurbereinigungsbehörde 
die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen (§ 14 Abs. 2 und 3 FlurbG).  
Der Inhaber eines vorgenannten Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung einge-
tretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, demgegenüber 
diese Frist durch Bekanntgabe dieses Beschlusses zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
 
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuches 
unrichtig geworden sind, werden die Beteiligten gebeten, die Berichtigung des Grundbuches 
zu veranlassen.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regi-
onale Landesentwicklung Leine – Weser, Bahnhofsplatz 3-4, 31134 Hildesheim oder bei der 
Geschäftsstelle Sulingen des Amtes für regionale Landesentwicklung Leine-Weser, Galtener 
Str. 16, 27232 Sulingen, schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
Die Rechtsbehelfsfrist beginnt, wenn öffentliche Bekanntmachung erfolgt, mit dem ersten 
Tag der Bekanntmachung. Bei schriftlichem Widerspruch wird die Frist nur gewahrt, wenn 
das Widerspruchsschreiben innerhalb der Frist bei einer der vorgenannten Stellen eingegan-
gen ist. 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim Niedersächsischen Oberver-
waltungsgericht - Flurbereinigungssenat -, Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, schon vor 
Erhebung der Anfechtungsklage beantragt werden, die aufschiebende Wirkung des Wider-
spruchs wiederherzustellen (§ 80 Abs. 5 VwGO), wenn rechtzeitig Widerspruch eingelegt 
wird. 
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II. Ladung zur Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft: 
 
In der vereinfachten Flurbereinigung Ströhen-Süd findet der  
 

Termin zur Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
am Donnerstag, den 29. November 2018 um 19:00 Uhr 

im Tierparkrestaurant, Tierparkstraße 44, in 49419 Wagenfeld 
 

statt.  
 
Zu diesem Termin werden die Teilnehmer hiermit gemäß § 21 Abs. 2 Flurbereinigungsgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.3.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), durch diese öffentliche Bekanntmachung geladen.  
 
Die Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertreter werden von den im Wahltermin anwe-
senden Teilnehmern (Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet Ströhen-Süd gehörenden 
Grundstücke sowie die den Eigentümern gleichgestellten Erbbauberechtigten) oder Bevoll-
mächtigten gewählt. Der Bevollmächtigte hat sich durch eine schriftliche Vollmacht auszu-
weisen und sie der Flurbereinigungsbehörde auf Anordnung zu übergeben. Der Teilnehmer 
oder Bevollmächtigte hat eine Stimme; gemeinschaftliche Eigentümer gelten als ein Teil-
nehmer. Gewählt sind diejenigen, welche die meisten Stimmen erhalten. 
 
Soweit die Wahl im Termin nicht zustande kommt und ein neuer Wahltermin keinen Erfolg 
verspricht, kann die Flurbereinigungsbehörde Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertre-
ter nach Anhörung der landwirtschaftlichen Berufsvertretung bestellen. 
 
Im Auftrage 
 
 
 
(Dammeier)        L.S. 
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